
Suchergebnisse: Reservatrechte

12. September 1870 – Bayern will Verhandlungen mit dem Norddeutschen Bund

München - Berlin * Der Ministerrat erbittet von König Ludwig II. die Ermächtigung, mit dem

Norddeutschen Bund über eine verfassungsrechtliche Verbindung zu verhandeln. Dabei lehnt das

Königreich Bayern einen Beitritt zum Norddeutschen Bund ab, stellt aber einen offiziellen Antrag

auf Verhandlungen, um im Falle einer Reichsgründung möglichst viele Sonderrechte [=

Reservatsrechte] zu erringen. Zudem fordert Bayern von Preußen       die Rückzahlung der

Kriegsentschädigung von 1866,   den vollständigen Ersatz aller im gegenwärtigen Krieg

anfallenden Kosten,   den Verzicht auf die Düsseldorfer Galerie, auf die Preußen im Jahr 1866

Anspruch erhoben hatte, und   einen Gebietszuwachs im Anschluss an die Pfalz. 

23. November 1870 – Das Königreich Bayern kann sich mehrere Reservatrechte sichern

München - Berlin * In den sogenannten Novemberverträgen kann sich das Königreich Bayern

mehrere Reservatrechte sichern. Sie betreffen vor allem       das Militär,   die Eisenbahn,   das

Post- und Telegrafenwesen,   die Branntwein- und Biersteuer sowie   die allgemeine

Staatsverwaltung.        Die Reservatrechte sind von der Aufsicht und Gesetzgebung des

Deutschen Reichs befreit. Eisenbahn, Post und Biersteuer stellen wichtige Einnahmequellen dar.

     Das Bayerische Heer bildet - in Friedenszeiten - einen geschlossenen Bestandteil innerhalb

der Streitkräfte des Deutschen Reichs. Es steht mit eigener Verwaltung unter der Hoheit des

bayerischen Königs. Doch mit dem Beginn der Mobilmachung - und damit dem Eintritt des

Kriegsfalles - untersteht das bayerische Militär direkt dem Kaiser. 

3. Dezember 1870 – Prinz Luitpold von Bayern übergibt den Kaiserbrief

Versailles * Prinz Luitpold von Bayern übergibt den „Kaiserbrief“ im Hauptquartier von

Versailles an den preußischen König Wilhelm I..         Der bayerische Märchenkönig Ludwig II.

verhält sich also gegenüber Preußen sehr loyal, muss aber - statt belohnt zu werden - bayerische

Rechte an das von Preußen geführte Reich abtreten.     Nichts ist es mit der erhofften

Vergrößerung des Bayernlandes,     nichts mit der gewünschten alternierenden Kaiserkrone,

derzufolge dem preußischen Kaiser einer aus dem bayerischen Herrscherhaus folgen soll.       

Ein paar Reservatrechte, das Heer, die Post und die Eisenbahn betreffend, bleiben den
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süddeutschen Verbündeten. Ansonsten hat sie sich Bismarcks großpreußischem Staatengebilde

unterzuordnen. 

3. April 1919 – Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern

München - Berlin * Ministerpräsident Johannes Hoffman fährt mit dem Nachtzug nach Berlin, um

Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern einzuholen.      

Reichskanzler Philipp Scheidemann weist Hoffmann an, in der Rätefrage keine Kompromisse zu

dulden. Falls es die Zustände in München nicht erlauben, solle er den Landtag in eine ruhigere

Stadt in Nordbayern verlegen.   Reichswehrminister Gustav Noske bietet Hoffmann die

militärische Hilfe der Reichswehr an, verlangt aber im Gegenzug den Verzicht Bayerns auf seine

militärischen Sonderrechte und die bedingungslose Anerkennung des neuen

Reichswehrgesetzes.    Johannes Hoffmann lehnt ab. Er will selbst für Ordnung sorgen durch die

Gründung einer aus Freiwilligen bestehenden Volkswehr.    Der Freistaat Bayern hat zu diesem

Zeitpunkt noch die Souveränität und ist damit noch im Besitz der Reservatrechte über das Militär,

die Post und die Bahn. 

2. Juli 1951 – Professor Dr. Ernst Ferdinand Sauerbruch stirbt in Berlin

Berlin * Professor Dr. Ernst Ferdinand Sauerbruch stirbt in Berlin. 
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